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Teilun g in folgende vier Siedlungszone n vorgenommen : 1. die alten Landwirtschaftsge -
biete , 2. die Wälder der pommerellische n Wojewodschaft , 3. das Weichselta l un d -delt a 

mit der Meeresküste , 4. die nächst e Umgebun g Danzigs . Auf diese Weise könne n die 

erhebliche n Unterschied e der Ausrichtun g un d Intensitä t der Siedlungsentwicklun g in 

den einzelne n Zone n sichtba r gemach t werden . Etwa 55% der neue n Siedlunge n wur-
den in Wäldern gegründet , 22 % in alten landwirtschaftliche n Gebieten , 17 % im Weich-
seltal un d -delt a un d 6% in der Umgebun g Danzigs . In den alten landwirtschaftliche n 

Gebiete n stande n die Bemühunge n um die Wiederherstellun g der ursprüngliche n 

Reichweit e des Siedlungsnetzes , u. a. durc h die Besiedlun g der sogenannte n freien Erb -
güter und die Errichtun g neue r Mühlen - un d Wirtshaussiedlungen , im Mittelpunkt , in 

den Wäldern dominierte n Siedlungen , die mit der wirtschaftliche n Nutzun g des Waldes 

verbunde n waren , z.B. Glashütten , Köhlereien , Sägewerke un d Schmieden , das Bild 

des Weichseltal s und -delta s wurde von holländische n Siedlunge n geprägt, und in der 

Umgebun g Danzig s kam es zur Entwicklun g vorstädtische r Dörfe r und kleiner Gewer -
besiedlungen , z.B. der Danzige r Hammerschmieden , deren Eisen in ganz Europ a ver-
triebe n wurde . 

Die Arbeit vermittel t wichtige Erkenntniss e über die Wandlungsrichtunge n der Wirt-
schaftsstruktu r der Siedlunge n un d über die ökonomische n Voraussetzunge n dieses 

Prozesses . Klar beleuchte t wird auch die wirtschaftlich e Entwicklun g der Adelssiedlun-
gen in Pommerellen , die in den bisherigen , auf die Großbesitzunge n gerichtete n Unter -
suchunge n nich t erfaßt worden sind. Hervorzuhebe n ist, daß der Wandlungsproze ß in 

der Organisatio n der landwirtschaftliche n Produktio n Pommerellen s ander s als in an-
deren Gebiete n der Adelsrepublik verlaufen ist. Währen d sich dor t im 17. Jh . die Rolle 

des Vorwerks mit Leibeigene n weiter verstärkte , dominiert e in Pommerelle n das Vor-
werk mit Lohnbauern . De r Vf. sieht den Höhepunk t der Siedlungsintensitä t in Pomme -
rellen in der ersten Hälft e des 17. Jhs. und nich t erst in der Zei t nac h 1660. Di e organisa-
torische n Wandlunge n des Vorwerks sind seiner Ansicht nac h ehe r ein Ergebni s der 

wirtschaftliche n Entwicklun g als eine Folge des Wiederaufbau s nac h Kriegszerstörun -
gen. Erst im 18. Jh . vollzog sich unte r dem Einflu ß präkapitalistische r Organisationsfor -
men die endgültige Auflösung der alten Dorfstruktur . 

Di e informativ e Arbeit wird durc h zahlreich e Tabellen über den königlichen , adligen 

und kirchliche n Besitz in Pommerelle n und durc h eine Karte , die das pommerellisch e 

Siedlungsnet z am End e des 17. Jhs. illustriert , sinnvoll ergänzt . 

Berlin Stefan Hartman n 

Danuta Bogdan: Sejmik Warmiński w XVI i pierwszej polowie XVII wieku. [De r erm-
ländisch e Landta g im 16. un d in der ersten Hälft e des 17. Jahrhunderts. ] (Rozpra -
wy i materiaùy Ośrodk a Bada ń Naukowyc h im. Wojciecha Kętrzyńskieg o w Olszty-
nie , Nr . 137.) Olsztyn 1994. 205 S., deutsch e Zusfass. 

Di e Arbeit will die Organisatio n un d die Tätigkei t der ermländische n Ständever -
sammlunge n im 16. un d in der ersten Hälft e des 17. Jhs. beleuchten . In dieser Zei t ent -
falteten die Ständ e des Bistum s die größte Aktivität. Nebe n den Akten der Ständ e des 

Königliche n Preuße n und der gedruckte n Korresponden z des Bischofs Stanislau s Hosi -
us bilden die im ermländische n Diözesanarchi v überlieferte n Rezesse un d Acta Capitu -
laria, die Unterlage n des Kronarchiv s im Warschaue r Hauptarchi v Alter Akten sowie 

die Dokument e des Herzogliche n Briefarchivs -  hier vor allem die der Abteilun g C 1 

„Ermland " -  im Geheime n Staatsarchi v Preußische r Kulturbesit z zu Berlin die Grund -
lage der Untersuchung . 

Zu r Erhellun g der für die spezifische Ausprägun g der ermländische n Ständeverfas -
sung wichtigen Faktore n analysier t die Vf. in zunächs t die Rechtsverhältniss e des Bis-
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tums. Für diese waren bereits die ersten Rechtsakte der Päpste und Kaiser im 13. Jh., 
die das Ermland von dem sich bildenden Deutschordensstaat abgrenzten, von Bedeu-
tung. Fraglich ist aber, ob man wirklich von einer Übertragung von Verfassungselemen-
ten der geistlichen Fürstentümer des Heiligen Römischen Reiches (Trier, Lüttich, 
Köln) auf das Ermland sprechen kann, fehlten doch den dortigen Bischöfen manche 
landesherrliche Rechte, die die deutschen Erzbischöfe und Bischöfe in ihren Territo-
rien besaßen. In Anlehnung an die Definition Karol Görskis definiert die Vf.in den Sta-
tus des Bistums als „kraik" (Ländchen) innerhalb des Königreichs Polen. Die Attribute 
des ermlandischen „Ländchens" waren: 1. ein eigenes Rechtssystem, 2. das Funktionie-
ren der ermlandischen Ständetage, 3. ein eigenes Militäraufgebot, 4. der Besitz von 
Freiheiten und Privilegien. Die Sonderstellung des Ermlands sieht sie auch in dem Ab-
schluß des Bündnisses des Bischofs Paul von Legendorf mit Polen im Jahre 1464 und 
in dem Fehlen des Bischofs in dem Inkorporationsakt Preußens mit Polen (1454) doku-
mentiert. Die Anfänge der ermlandischen Ständerepräsentation standen mit der allge-
meinen Krise des Ordensstaates im Zusammenhang. Wichtig waren hier die Teilnahme 
der ermlandischen Stände am Preußischen Bund und deren aktive Rolle während des 
Konfliktes zwischen Bischof Tungen und dem polnischen König (1467—1479). Beach-
tung verdient der Hinweis auf die Bedeutung der Übernahme des Präsidentenamtes 
der preußischen Stände durch die in Heilsberg residierenden Bischöfe für das ermländi-
sche Verfassungsleben. 

Im zweiten Kapitel werden Zusammensetzung, Organisation und Verlauf der Stän-
deversammlungen im Bistum besprochen. Zu diesen gehörten der Adel, die Städte, die 
Freien und die Schulzen als Vertreter des Bauernstandes. Der geistliche Stand war von 
dem System der Ständerepräsentation ausgeschlossen, und Bischof und Domkapitel 
traten im Landtag nur als Vertreter der Amtsgewalt auf. Im Ermland gab es zwei For-
men ständischer Zusammenkünfte: die Landtage des gesamten Bistums und sporadi-
sche Versammlungen der Städte. Unter „conventus generalis" verstand man die Teil-
nahme von Repräsentanten aller Stände des Bistums. Bis zur Mitte des 16. Jhs. fanden 
die Landtage unregelmäßig statt. Erst unter Bischof Stanislaus Hosius änderte sich das, 
wofür vor allem die wachsenden Steuerforderungen der Krone verantwortlich waren. 
Die Landtage wurden von den Bischöfen nach Absprache mit dem Domkapitel einbe-
rufen. Häufigster Versammlungsort der Stände war mit weitem Abstand Heilsberg. Die 
Landtagsbeschlüsse wurden in Form von Rezessen schriftlich festgelegt. 

Das folgende Kapitel betrifft die auf den ermlandischen Landtagen behandelten 
Steuerangelegenheiten. Das Bistum gehörte insofern zum Steuersystem des König-
lichen Preußen, als in der Regel die Beschlüsse des preußischen Generallandtages - al-
lerdings erst nach erfolgter Bestätigung seitens der ermlandischen Stände - dort 
Anwendung fanden. Die wichtigsten Steuern waren der Hufenschoß und die Akzise. 
Daneben waren Abgaben an die Kassen des Bistums zu leisten, die unter der Kontrolle 
der Stände standen und zur Finanzierung der Landesverteidigung dienten. Die Steuer-
forderungen der Krone trafen auf den Widerstand der preußischen Stände, die sie für 
unvereinbar mit den Privilegien des Königlichen Preußen hielten. Dennoch entspra-
chen sie, soweit es in ihrem Vermögen stand, gewöhnlich den Forderungen der Krone, 
zumal diese häufig mit der Bedrohung der Adelsrepublik durch auswärtige Feinde (Ta-
taren, Moskowiter, Schweden) begründet wurden. Anhand zahlreicher Belege weist die 
Vf.in das Sinken des ermlandischen Steueraufkommens in der ersten Hälfte des 17. Jhs. 
nach, wofür vor allem die Verwüstung und Entvölkerung des Bistums in den unaufhör-
lichen Kriegen jener Zeit verantwortlich waren. 

Im vierten Kapitel wird die Gesetzgebung des ermlandischen Landtags in wirtschaft-
lichen Angelegenheiten behandelt. Die größte Bedeutung für den Handel und das Gewer-
be des Bistums hatte die Landesordnung von 1526, die, abgesehen von Ergänzungen und 
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Verbesserungen einzelne r Punkte , bis 1772, d.h . bis zum Übergan g des Ermland s an 

Preußen , in Kraft blieb. De r Umstand , daß die meiste n Bestimmunge n in Vereinbarun g 

mit dem Herzogtu m Preuße n festgelegt wurden , belegt die in wirtschaftliche r Sicht wei-
terbestehend e engere Verknüpfun g des Preußenlandes , die sich im politische n Bereich 

schon stärker gelockert hatte . 

Da s letzte Kapite l behandel t den Stellenwer t der Landesverteidigun g in den Bera-
tunge n der ermländische n Landtage . Di e Verpflichtun g zum Ritterdiens t war im Erm -
land mit der Verleihun g von Lan d zu Kulme r oder Magdeburge r Rech t verbunden . Gü -
ter mit 40 Hufe n ode r meh r waren zur Stellun g eines Schwer- un d wenigstens von zwei 

Leichtbewaffnete n verpflichtet . Entsprechen d geringer waren die Anforderunge n an 

die Freien , Schulze n un d Zinsbauern . Di e Organisatio n des ermländische n Aufgebots 

richtet e sich nac h dem Muste r des Ordensstaates , wo die Komtureie n die einzelne n Be-
zirke bildeten . Oberbefehlshabe r des ermländische n Aufgebots war der Landvogt . Da -
nebe n gab es zwei Rottmeiste r un d einen Kapitän , die aus der Landkass e des Bistum s 

besoldet wurden . Bei der Verteidigun g der Grenze n sicherte n sich die Bischöfe und das 

Kapite l gegenseitig Hilfe zu. In Zeite n auswärtiger Gefah r kam es häufig zum Zusam -
menwirke n des Herzogliche n und des Königliche n Preußen , was sich auch auf das Erm -
land auswirkte . In Anbetrach t der zahlenmäßi g geringen Bevölkerun g des Bistum s war 

dessen militärische s Aufgebot bescheiden . Im Jahr e 1587 wurden nu r 477 Dienstpflich -
tige registriert , die zur Musterun g aufgeforder t wurden . Di e Lage des Bistum s im Her -
zen des Preußenlande s bedingt e eingehend e Beratunge n über die Landesverteidigun g 

auf den ermländische n Landtagen . Viele Initiative n blieben jedoch in Ermangelun g fi-
nanzielle r Mitte l in den Ansätzen stecken , was sich besonder s schmerzlic h zur Zei t der 

Schwedenkrieg e im 17. Jh . zeigte. 

Als Fazi t bleibt festzuhalten , daß die ermländische n Landtag e nu r eine beschränkt e 

Tätigkeit -  vor allem auf lokaler Eben e - entwickel n konnten . Ihr e Repräsentante n wa-
ren von der Mitwirkun g in den Generallandtage n des Königliche n Preuße n ausge-
schlossen , wo die Vertretun g ermländische r Interesse n von den Bischöfen un d deren 

Bevollmächtigte n wahrgenomme n wurde . 

Berlin Stefan Hartman n 

Strefa baùtycka w XVI—XVIII w. Polityka -  spoùeczeństwo - gospodarka . [De r Ostsee-
raum im 16.—18. Jahrhundert . Politi k -  Gesellschaf t -Wirtschaft. ] Ogólnopolsk a 

sesja naukow a zorganizowan a z okazji 70-lecia urodzi n Profesor a Edmund a Cieśla-
ka. Hrsg. von Jerzy T rzoska . Verlag Marpress . Gdańs k 1993. 230 S. 

De r vorliegende Band enthäl t die Referat e eine r zu Ehre n Professor Edmun d Cieś-
laks in Danzi g veranstaltete n Tagung. Nac h eine r Würdigun g der Verdienst e des Jubi-
lars um die Geschichtsforschung , die u.a . durc h dessen beigefügtes umfangreiche s 

Publikationsverzeichni s illustrier t werden , folgt C i e ś l a k s Beitra g über den „Plat z 

Danzig s in der Struktu r der Adelsrepublik (15. —18. Jahrhundert)" . De r Vf. setzt sich 

hier mit der Frage auseinander , ob Danzi g in der Frühe n Neuzei t als „Stadtstaat " be-
zeichne t werden könn e ode r ob es nu r über Privilegien wie ander e größere Städt e im 

Ostseerau m verfügt habe . Fü r C. liegt die Wahrhei t in der Mitte . Trot z aller Selbstver-
waltun g sei Danzi g imme r dem Willen der polnische n Könige unterworfe n gewesen, die 

wiederhol t in die inner e Verwaltung der Stad t eingegriffen hätten , wofür die Erweite -
run g der Kompetenze n der Dritte n Ordnun g durc h Jan Sobieski ein Beispiel liefere. 

Danzi g habe zwar aktiv am parlamentarische n Leben der Adelsrepublik teilgenommen , 

sich jedoch nac h Möglichkei t dem Einfluß des Sejms entzogen , weil dieser als alleinige 

Vertretun g des Adelsstande s häufig mit den Interesse n des Danzige r Patriziat s nich t 

konfor m gegangen sei. Nac h C. waren die im 18. Jh . zunehmen d als anachronistisc h 


